
C’est une horreur, sagte Fran-
çois Hollande in einer ersten
Stellungnahme an die Nation,
aufgewühlt, aufgebracht. Die
Blutnacht von Paris hinterlässt
ein Gefühl von Angst und Schre-

cken. Die Terroristen wollen uns Angst und Schre-
cken einjagen, sagte der französische Präsident auch
noch; aber Frankreich lasse sich nicht unterkriegen,
diese Terroristen würden «neutralisiert».

Einige vermuten bereits, dass diese Attentäter auch
noch einen Sinn für das Makabre hatten, indem sie
ihre Anschläge auf einen Freitag den 13. verlegten.
Es ist wohl prosaischer so, dass sie den ersten
Abend eines Wochenendes auswählten, weil dann
besonders viele junge Pariserinnen und Pariser
unterwegs sind, um sich auf den Bistro-Terrassen
zu entspannen oder einen kulturellen Abend in
einer Konzerthalle zu genehmigen.

Daher das vorherrschende Grundgefühl in Paris:
Es kann jeden, es kann jede treffen. Das ist das
Verheerende, das Unfassbare, erschreckender noch
als die furchtbaren Anschläge auf die «Charlie
Hebdo»-Redaktion und den jüdischen Supermarkt
von Anfang Jahr. Damals waren zwei spezielle
Bevölkerungskategorien im Visier gewesen: Journa-
listen und Juden, beide auf ihre Art bedroht und
auf der Hut, weil im Bewusstsein um Exponiert-
heit, beide geschützt durch Polizeiwachen.

Jetzt hat es Menschen getroffen, die sich nicht
besonders betroffen fühlten, beliebige Normalbür-
ger, die mit dem Nahen Osten oder Mohammed-
Karikaturen nichts am Hut haben und nichts anders
wollen, als ein Glas im trendigen Stadtviertel der
10. und 11. Bezirke zu trinken. Jetzt wird nichts mehr
sein wie vorher: Unbescholtene Pariser Bürger
werden sich insgeheim überlegen, ob sie ab sofort
vielleicht doch bewaffnet vor die Haustür treten
sollen, um sich notfalls verteidigen zu können, um
nicht einfach niedergeschossen zu werden. Etwas,
was bisher in Frankreich undenkbar gewesen war.

Der Krieg kommt
nach Europa

redaktion@schweizamsonntag.ch

  

●●

                                                                                        
 

 

 

 

 

● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ●

 

 

 

 

 VON STEFAN BRÄNDLE AUS PARIS

Die Nachricht: Mitten in den
Lohnherbst platzte die Hiobs-
botschaft: Die Schweiz, lange
für ihre niedrigere Arbeits-
losigkeit bewundert, hatte im
dritten Quartal 2015 die höhere

Erwerbslosenquote als Deutschland.

Der Kommentar: Der Schweiz scheint es zu ergehen
wie in der berühmten Geschichte vom Frosch im
Topf. Der Frosch merkt nicht, wie sich die Tempera-
tur im Topf allmählich erhöht – bis es zu spät ist.
Wäre er in heisses Wasser geworfen worden, er hät-
te alles für seine Rettung getan.

So ähnlich verharrt die Schweiz in wohliger Untä-
tigkeit, während sich schleichend, aber stetig Teile
ihrer Industrie verabschieden. Und damit auch Jobs.
Swissmechanic-Präsident Roland Goethe sagte dazu
diese Woche: «Was mich am meisten beschäftigt, ist
die fehlende Diskussion. Insbesondere die Politik
geht ihr seit Monaten aus dem Weg.»

Nun wird an Manager-Seminaren gerne vom Frosch
im Topf erzählt – die Geschichte ist aber falsch. Die
«Zeit» hatte einst einen Zoologen ausgegraben, der
tatsächlich im Dienste der Wissenschaft hübsche,
kleine Frösche langsam erhitzte. Die armen Viecher
versuchten sehr wohl, dem Topf zu entkommen.

Die Schweiz dagegen sitzt im Topf und macht nicht
einmal eine gründliche Analyse. Was ist riskanter:
Wenn die Nationalbank mehr Franken druckt, um
Euros zu kaufen? Oder die Löhne generell zu sen-
ken? Wo soll konkret Bürokratie abgebaut werden?
Wie viel würde das bringen? Darauf braucht es Ant-
worten. Notfalls von einer Expertenkommission.

Den Arbeitnehmern bleibt dieses Jahr ein Trost.
Die Lohnerhöhungen dürften mickrig ausfallen.
Aber weil gleichzeitig die Preise sinken, dürfte
es real (kaufkraftbereinigt) doch noch ein kräftiges
Plus geben.

Real werden die
Löhne steigen

niklaus.vontobel@schweizamsonntag.ch
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 VON NIKLAUS VONTOBEL
Der Kommentar: Nimmt man die etwa 500 Textseiten
– Gesetze, Botschaft, Regulierungsfolgenabschät-
zung, weitere Begleitdokumente – zum Nennwert,
muss der Drang von Politik und Verwaltung in die
Europäische Union EU als monströs und zerstörerisch
bezeichnet werden. Der Vorschlag des Bundesrates ist
ein Paradebeispiel für unfaire, unnötige, komplizier-
te, teure (vor allem für den Anleger) und teilweise
richtiggehend absurde Bestimmungen, mit denen
das Schweizer Recht an das Recht der EU angeglichen
werden soll. Zudem zeugen viele Satzungen von ei-
nem weitreichenden Unverständnis, worum es bei
der Anlageberatung wirklich geht. Der grösste Scha-
den, der von der Verwaltung nicht einmal abge-
schätzt wird, entsteht dadurch, dass grosse Teile der
Anlageberatung mit der Einführung dieser Gesetze
verschwinden würden, dass kleine Anleger von den
meisten Finanzinstrumenten ausgeschlossen werden
sollen und dass der staatlichen Willkür bei der
Rechtsdurchsetzung Tür und Tor geöffnet würde.
Und dem angestrebten Marktzutritt in die Europäi-
sche Union, wo mit MiFID ein ähnliches Gesetz gilt,
kommt man auf diesem Weg keinen Schritt näher.

Dabei liegt eine andere, bessere und kostengünstige-
re Lösung quasi auf dem Silbertablett bereit. Worum
geht es? Wenn heute ein Einwohner der Europäi-
schen Union, Islands, Liechtensteins oder Norwegens
Anlageberatung bei einer Bank in der Schweiz be-
zieht, entsteht eine Rechtsbeziehung. Gemäss den
Bestimmungen des Lugano-Übereinkommens, das
die Schweiz unterzeichnet hat, kann diese Rechtsbe-
ziehung am Wohnort des Kunden unter europäi-
schem Recht, d. h. unter MiFID, eingeklagt werden.
Der Witz des Lugano-Übereinkommens ist nun, dass
das Urteil des europäischen Richters vor jedem Ge-
richt in der Schweiz vollzogen werden muss, wenn
der europäische Kunde dies verlangt. Die Bank in der
Schweiz tut also gut daran, sich an die Bestimmun-
gen von MiFID zu halten, wenn sie vermeiden will,
dass der Anleger vom Vertrag zurücktreten kann.
Die Bank ist faktisch verpflichtet, ihre Computersys-
teme, Beratungsprozesse, Kundendokumentationen
etc. auf das europäische Recht, d. h. auf MiFID, aus-
zurichten, wenn sie Kunden aus der EU, Island,
Liechtenstein und Norwegen beraten will. Würden

Fidleg und Finig eingeführt, die ähnlich sind wie Mi-
FID, müssten diese Kunden nach beiden Gesetzen,
alle anderen nach Fidleg und Finig beraten werden.
Die einfachere, fairere, kostengünstigere und wett-
bewerbsfreundlichere Lösung liegt auf der Hand:
Die Banken, die europäische Kunden bedienen wol-
len, d. h. die grosse Mehrheit, führen MiFID ein.
Schweizer und alle anderen Kunden haben die
Wahlfreiheit, ob sie unter MiFID oder unter dem
heutigen Zustand beraten werden wollen.

Es bestehen indes keine Zweifel, dass der heutige Zu-
stand verbessert werden muss. Es muss sichergestellt
sein, (1) dass der Anleger frei wählen kann, (2) dass er
beurteilen kann, was er kauft, (3) dass er weiss, was
die Dienstleistung kostet, (4) dass er die Bank einkla-
gen kann, wenn sie sich nicht an diese Prinzipien hält
oder offensichtlich gegen seine Interessen verstösst,
(5) dass das Gericht innerhalb vernünftiger Zeit und
vernünftiger Kosten ein gutes Urteil fällt, (6) dass die
Banken ihre Produktionsstrukturen ohne Einfluss-
nahme des Staates optimieren können und (7), dass
sie aus dem Markt ausscheiden, wenn sie keinen Ge-
winn machen. Bei der Anpassung bestehender Geset-
ze, beispielsweise der Zivilprozessordnung, kann auf
die Vorarbeiten zum Fidleg zurückgegriffen werden.
Vier Dinge sind bei der Verbesserung des Status quo
wichtig: (1) Der Finanzplatz Schweiz muss besser sein
können als die Finanzplätze in Italien, Frankreich,
Deutschland oder anderswo. (2) Die Dienstleistungen
der Schweizer Banken müssen transparent sein; die
Bank muss bedingungslos die Interessen des Kunden
verfolgen. (3) Kosten, die dem Kunden verborgen blei-
ben, sind gemäss dem Obligationenrecht Art. 400
nicht zulässig. (4) Gerichte müssen ihre Urteile
schneller und mit mehr Sachverstand fällen.

Die Konsequenzen dieses Vorschlags sind klar: Auf
Fidleg/Finig sollte das Parlament nicht eintreten. Die
Schweiz hätte auf diesem Weg viele Vorteile: keinen
garantierten, aber einen einfacheren Marktzutritt in
die Europäische Union und in den EWR, die freie
Wahl der Regulation für Anleger ausserhalb dieser
beiden Wirtschaftsräume und einen insgesamt
günstigeren, faireren und wettbewerbsstärkeren Fi-
nanzplatz mit mehr Arbeitsstellen.
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■ GASTBEITRAG VON MARTIN JANSSEN*

Eine vollkommen unnötige
Bürokratie-Übung
Die Nachricht: Letzte Woche hat der Bundesrat die
Botschaft zum Finanzdienstleistungsgesetz (Fidleg)
und zum Finanzinstitutsgesetz (Finig) verabschie-
det. Mit diesen Gesetzen sollen nach den Vorstellun-
gen des Bundesrates die Wettbewerbsbedingungen
auf dem Finanzmarkt vereinheitlicht, der Kunden-
schutz verbessert und die Aufsicht über alle Finanz-
dienstleister eingeführt werden.

* Martin Janssen ist emeritierter
Finanzprofessor (Universität
Zürich) und Unternehmer
(Ecofin).

Silvan Wegmann zur Woche.

«Hallo Chef und #hallosrf,
bitte nicht überziehen –
gleich live aus dem Studio
4 nebenan die #srfrund-
schau»
Beim Schweizer Fernsehen
unterhält man sich offen-
sichtlich über Twitter. So
wies «Rundschau»-Modera-
tor Sandro Brotz (@Sandro-
Brotz) den SRF-Direktor
Ruedi Matter an, der die Sen-
dung «Hallo SRF!» moderier-
te, nicht zu überziehen. 

«#hallosrf wir können sehr
stolz sein auf SRF. Hand
aufs Herz: Das Publikum
nervt sich nur an hand-
werklichen Kleinigkeiten.»
Die Sendung fand gemäss
Twitter grossen Anklang.
Selbst der sonst so SRF-kri-
tische Medienjournalist
Christian Lüscher (@lu-
schair) gab sich versöhnlich.

«Warenhausklo –
Mädchen, ca. 9 Jahre alt:
‹Mami, warum ist hier das
Licht blau?›
Mutter: ‹Äh, das ist, äh,
sicher Weihnachtsbeleuch-
tung.›»
Eltern sind nicht immer ganz
ehrlich zu ihren Kindern.
Dies hat auch die Texterin
Nadia Meier (@froumeier)
festgestellt.

«Ich Rauch jetz eine für
Helmut Schmidt !!! #RIP»
Rapper Sido (@siggismallz)
erweist dem verstorbenen
Altkanzler Helmut Schmidt
seine Ehre.

«Ich schulde dem @Der-
SPIEGEL und Klaus
@Brinkbaeumer noch ein
Wort: #Entschuldigung!»
Ein deutliches Mea culpa des
«Sport Bild»-Chefredaktors
Alfred Draxler (@AlfredDrax-
ler). Er entschuldigte sich
beim «Spiegel» und dessen
Chefredaktor Klaus Brink-
bäumer. Draxler behauptete
immer wieder, die Bericht-
erstattung über die Korrup-
tionsvorwürfe im Zusam-
menhang mit der Fifa-Welt-
meisterschaft in Deutsch-
land sei falsch.
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■ TWEETS
DER WOCHE
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